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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Organisation der Bundesrechtspflege

Im Berichtsjahr wurde in den Medien einige Kritik an der Bundesanwaltschaft und
deren Leiter, Valentin Roschacher, laut. Einerseits wurden ihnen Pannen bei
Ermittlungsverfahren angelastet, andererseits wurde behauptet, dass es der
Bundesanwaltschaft nicht gelinge, das neue Bundesstrafgericht, welches am 1. April in
Bellinzona seine Arbeit aufgenommen hatte, mit einer ausreichend grossen Zahl von
Fällen zu ‚beliefern’ und damit plangemäss auszulasten. Der Nationalrat überwies in der
Herbstsession eine Motion Hofmann (sp, AG) (04.3411) für eine Überprüfung der
Aufsichtsstruktur der Bundesanwaltschaft. Anfang Dezember fällte der Bundesrat den
Grundsatzentscheid, dass die bisherige Zweispurigkeit der Aufsicht über die
Bundesanwaltschaft (administrativ durch das EJPD, fachlich durch das
Bundesstrafgericht) aufgehoben werden soll. Der Chef des EJPD, Christoph Blocher,
sprach sich für eine Unterstellung unter sein Departement aus. Dabei betonte er, dass
dieser Grundsatzentscheid nichts mit den oben erwähnten Kritiken an Roschachers
Amtsführung zu tun, sondern rein organisatorische Gründe habe. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.12.2004
HANS HIRTER

Unmittelbar nach dem Abschluss der Parlamentsberatungen forderte Bundesrat
Blocher das Bundesgericht auf, angesichts der beschlossenen Entlastungsmassnahmen
Vorschläge für Kosteneinsparungen im Umfang von rund 20% zu machen. Formeller
Anlass für diese Aufforderung war die Bestimmung der Zahl der Richter an dem
organisatorisch um das Eidgenössische Versicherungsgericht erweiterten
Bundesgericht. Darüber entscheidet zwar das Parlament, der Bundesrat muss dem
Parlament aber einen Vorschlag unterbreiten. Gemäss dem neuen Gesetz kann die Zahl
zwischen 35 und 45 variieren, aktuell sind es 41 Richter (30 beim Bundes- und 11 beim
Versicherungsgericht). Bei den zwei Gerichten kam diese Aufforderung Blochers nicht
gut an: Angesichts der Arbeitsüberlastung sei eine Reduktion der Richterzahl nicht
möglich, und zudem sei es auch noch nicht klar, ob die vom Parlament beschlossenen
Massnahmen Kosteneinsparungen zur Folge hätten. In einer gemeinsamen Erklärung
gaben die Gerichte bekannt, dass sie in dieser Sache eine Zusammenarbeit mit dem
Vorsteher des EJPD ablehnten; über allfällige Budgetkürzungen wolle man nur mit dem
dafür allein zuständigen Parlament sprechen. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 12.08.2005
HANS HIRTER

Nach sehr kritischen Artikeln in den Medien über die Ermittlungsmethoden von
Bundesanwalt Valentin Roschacher geriet dieser unter massiven Druck. Bundesrat
Blocher ordnete aufgrund dieser Berichte am 5. Juni eine ausserordentliche
Untersuchung an. Diese konzentriere sich auf führungstechnische, finanzielle und
organisatorische Fragen, für deren Kontrolle nach geltender Ordnung das EJPD
zuständig ist. Das Bundesstrafgericht als Kontrollinstanz für inhaltliche Belange leitete
gleichzeitig eine fachliche Überprüfung der Arbeit der Bundesanwaltschaft ein. Diese
Analysen konstatierten strukturelle und organisatorische Mängel, hingegen keine
Verfehlungen der Bundesanwaltschaft und ihres Leiters. Anfang Juli erklärte
Roschacher seinen Rücktritt auf Ende Jahr; die operative Führung gab er sofort ab. (Zu
den Untersuchungen von Bundesrat Blocher siehe auch die Frage Vischer (gp, ZH)
(06.5121) und die Interpellation Baumann (svp, TG) (06.3154)). 3

ANDERES
DATUM: 29.09.2006
HANS HIRTER

Der im Sommer 2006 erfolgte Rücktritt von Bundesanwalt Valentin Roschacher hatte
die GPK des Nationalrats veranlasst, eine Untersuchung über die Umstände dieser
Demission durchzuführen. Der am 5. September des Berichtsjahres präsentierte
Bericht stellte fest, dass Bundesrat Blocher bei der Auflösung des Arbeitsverhältnisses
seine Kompetenzen überschritten habe, namentlich was die Ausrichtung einer
Abgangsentschädigung betreffe. Indem er sich mit einem Vertreter des
Bundesstrafgerichts, das die fachliche Aufsicht über den Bundesanwalt ausübt, über
die Durchführung einer Überprüfung von Roschachers Amtstätigkeit abgesprochen
habe, habe er überdies die Gewaltentrennung nicht beachtet. Und drittens habe
Blocher unzulässig in die Kompetenzen des Bundesanwalts eingegriffen, als er ihm in

BERICHT
DATUM: 12.09.2007
HANS HIRTER
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einem Fall die Durchführung einer Medienkonferenz untersagte. Viel mehr Aufsehen als
diese Vorwürfe erregten aber die Äusserungen von Lucrezia Meier-Schatz (cvp, SG),
Präsidentin einer von der GPK gebildeten Subkommission. Sie stellte Dokumente vor,
die beweisen sollten, dass der Abgang von Roschacher von langer Hand geplant
gewesen sei. Neben einem Bankier namens Oskar Holenweger, gegen den die
Bundesanwaltschaft ermittelte, seien daran Journalisten und Politiker und eventuell
sogar Bundesrat Blocher selbst beteiligt gewesen. Die Subkommission schloss dies aus
Notizen und der Skizze eines Terminplans, welche bei Holenweger von der Polizei
beschlagnahmt worden waren, und die den zeitlichen Ablauf der Untersuchungen,
politischen Interventionen, Medienenartikel und Massnahmen gegen den Bundesanwalt
enthielten. Gemäss Holenweger handelte es sich dabei allerdings nicht um einen im
voraus erstellten Aktionsplan, sondern um private Aufzeichnungen, deren Einträge er
als persönliche Gedächtnisstütze jeweils nach den Ereignissen gemacht habe.

Die SVP bezeichnete diesen GPK-Subkommissions-Bericht als „Putschversuch gegen
Bundesrat Blocher“ (so lautete der Titel der dazu im Nationalrat eingereichten
Interpellation; 07.3573). Die Originale der von der GPK-Subkommission als
kompromittierend beurteilten Dokumente hatte sich die SVP bei Holenweger beschafft,
veröffentlicht und als irrelevant bezeichnet. Die SVP integrierte ihren Protest sofort in
ihre kurz vorher gestartete, auf Bundesrat Blocher zentrierte neue Inseratekampagne zu
den Nationalratswahlen. 4

Am 19. September reichten die Fraktionen der SVP, der SP und der GP im Nationalrat
Dringliche Interpellationen dazu ein, mit der Absicht, die Diskussion über die Affäre um
Roschacher noch in der laufenden Herbstsession, das heisst vor den
Nationalratswahlen durchführen zu können (07.3573 - 07.3577). Das Ratsbüro, die CVP
und die FDP lehnten die Dringlichkeit dieser Vorstösse ab, und unterstellten der Linken
und der SVP, diese Debatte für Wahlkampfzwecke instrumentalisieren zu wollen. Sie
konnten sich aber nicht durchsetzen. Die Diskussion fand am 3. Oktober statt und
wurde direkt vom Fernsehen übertragen. An der neunzig Minuten dauernden Debatte
nahmen von Seiten des Bundesrates der direkt involvierte Justizminister Blocher und
Bundespräsidentin Calmy-Rey teil. Bundesrat Blocher bezog in einem sehr
ausführlichen Votum zu den Vorwürfen der GPK Stellung und rechtfertigte sich für das,
was die GPK als Verstösse gegen die Gewaltenteilung und die Kompetenzordnung gerügt
hatte. Die Diskussion im Plenum wurde wie erwartet voll in den Dienst des Wahlkampfs
gestellt. So stellte die CVP kleine Plakate mit ihren Wahlkampfslogans auf ihre Pulte und
SVP-Präsident Maurer (ZH) schloss seine Rede mit einem direkten Aufruf an das
Fernsehpublikum, die SVP zu wählen. Als Replik darauf befasste sich SP-Präsident Fehr
(SH) in seiner Rede statt mit dem GPK-Bericht mit allen bisherigen „Fehlleistungen“ von
Bundesrat Blocher und rief das Parlament auf, ihn als Sanktion im nächsten Dezember
nicht wieder zu wählen. 5

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 03.10.2007
HANS HIRTER

Der Bundesrat nahm Ende November Stellung zu den Vorwürfen der GPK (nicht aber zu
den Verdächtigungen der Subkommission) und stellte sich hinter den Justizminister. Er
stützte sich dabei nur teilweise auf das von ihm eingeholte Rechtsgutachten eines
aussenstehenden Experten, der einige, allerdings nicht gravierende
Kompetenzüberschreitungen Blochers moniert hatte. 6

ANDERES
DATUM: 30.11.2007
HANS HIRTER

Aufgrund der Vorkommnisse im Untersuchungsfall Fifa stellte die Aufsichtsbehörde
über die Bundesanwaltschaft (AB-BA) in einer Pressekonferenz Ende April die Eröffnung
eines Disziplinarverfahrens gegen Bundesanwalt Michael Lauber in Aussicht. Die Frage
stand im Raum, ob Lauber die Aufsichtsbehörde angelogen hatte, indem er ein drittes
Geheimtreffen mit Fifa-Generalsekretär Gianni Infantino nicht erwähnt hatte, obwohl
er, nachdem aufgrund der sogenannten «Fussball-Leaks» bekannt geworden war, dass
bereits zwei solche Treffen stattgefunden hatten, explizit danach gefragt worden sei.
Weil Laubers Wiederwahl bevorstand und die Gerichtskommission (GK) Mitte Mai das
Wahlgeschäft für die Sommersession vorbereiten wollte, eilte die Abklärung durch die
AB-BA. 

Am 10. Mai gab die Aufsichtsbehörde dann bekannt, eine Disziplinaruntersuchung
gegen Michael Lauber zu eröffnen. Man wolle dafür einen externen Spezialisten
einsetzen, um Unabhängigkeit zu garantieren. Die Eröffnung der Untersuchung
präjudiziere deren Ergebnis «in keiner Art und Weise», explizierte die AB-BA in ihrer

ANDERES
DATUM: 10.05.2019
MARC BÜHLMANN
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Medienmitteilung. Je nachdem wie der Expertenbericht ausfällt, kann die AB-BA drei
mögliche Sanktionen verhängen: eine Verwarnung, einen Verweis oder, als schärfste
Massnahme, eine Lohnkürzung von maximal 10 Prozent während eines Jahres.  

Gleichentags nahm Lauber an einer Pressekonferenz ziemlich «heftig» und
«geharnischt» Stellung (NZZ). Er werde vorverurteilt und es werde nicht in Betracht
gezogen, dass er die Wahrheit sage, so der Bundesanwalt. Es gebe kein Vertrauen mehr
zwischen ihm und der Aufsichtsbehörde. Er werde aber trotzdem zur Wiederwahl
antreten – «jetzt erst recht» (Blick). Das Verfahren und seine Wiederwahl dürften nicht
vermischt werden, weil das Parlament seine Arbeit der letzten acht Jahre zu beurteilen
habe. Lauber kündigte zudem an, dass er sich mit den ihm zur Verfügung stehenden
Mitteln wehren werde. 
In den Medien wurde vermutet, dass die Affäre wohl auf einen Zweikampf zwischen
Michael Lauber und Hanspeter Uster, dem Präsidenten der AB-BA hinauslaufe. Le
Temps sah dunkle Wolken gegen Lauber aufziehen und der Sonntags-Blick prophezeite
einen «brutalen Fight» zwischen dem Bundesanwalt und seinem Aufseher. 
In der Folge geriet auch Hanspeter Uster in den Fokus der Presse. Der ehemalige Zuger
Regierungsrat und mitverantwortlicher Experte für die unter dem damaligen Bundesrat
Christoph Blocher eingeleitete Reorganisation der Bundesanwaltschaft habe bereits
2011, also kurz vor Amtsantritt Laubers, gegen diesen «gestichelt» (Aargauer Zeitung).
Uster wurde von der NZZ zwar als nüchtern, sachlich und konstruktiv beschrieben, er
zeichne sich aber auch durch «missionarischen Eifer» aus. Nur einer der beiden werde
den «filmreifen Kampf voller Animositäten und Emotionen» politisch überleben,
kommentierte die Weltwoche. 7

Lediglich 158 gültige Stimmen erhielt Alberto Fabbri (cvp) bei seiner Wahl zum
ordentlichen Richter am Bundesstrafgericht. Damit übersprang er zwar das absolute
Mehr (85) bei weitem, die 43 leeren und die 3 ungültigen Stimmen sowie die 11 Stimmen,
die auf Diverse entfielen, sind aber für Wahlen ans Bundesstrafgericht eher eine
Seltenheit. Üblicherweise erhalten Kandidierende für Ämter am Gericht in Bellinzona im
Schnitt der letzten rund 20 Jahre jeweils mehr als 200 gültige Stimmen.
Fabbri, Staatsanwalt von Basel-Stadt und Mitglied der CVP, war jedoch ins Fadenkreuz
der SVP geraten, weil er 2007 «aktenkundig Teil einer Verschwörung gegen den
damaligen Justizminister Christoph Blocher» gewesen sei, wie die Volkspartei mit
Verweis auf die «Roschacher-Affäre» bekannt gab. Fabbri habe damals mitgeholfen,
die sich später als haltlos erweisenden Vorwürfe gegen den ehemaligen SVP-Bundesrat
zu verbreiten, wonach dieser ein Komplott zur Absetzung von Bundesanwalt
Roschacher geschmiedet habe. Er sei nicht nur deshalb für die SVP nicht wählbar,
führte SVP-Fraktionschef Thomas Aeschi (svp, ZG) vor dem Wahlakt in der Vereinigten
Bundesversammlung aus, sondern auch aufgrund zahlreicher anderer Verfehlungen,
«handwerklicher Fehler» und «charakterlicher Mängel», die Aeschi in der Folge
aufführte. Andrea Gmür-Schönenberger (cvp, LU), die als Sprecherin für die CVP auf
Aeschi folgte, bezeichnet die Vorwürfe als haltlos. Die Mitte-Fraktion habe sämtliche
Anschuldigungen überprüft und Alberto Fabbri habe sich «nie, nicht ein einziges Mal,
irgendetwas zuschulden kommen lassen». Besonders stossend empfand die CVP-
Ständerätin die Anschuldigungen, zumal die GK den Kandidaten bereits geprüft und als
Nachfolger für den zurücktretenden Emmanuel Hochstrasser (svp) für den Rest der
Amtsperiode 2016-2021 empfohlen habe, was von sämtlichen Fraktionen – inklusive der
SVP-Fraktion – bestätigt worden sei. Erst nach Ablauf der Fristen sei seitens der SVP
Kritik lauf geworden, betonte Gmür-Schönenberger. 8

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 17.06.2020
MARC BÜHLMANN

Nach dem Rücktritt von Michael Lauber hatte die GK die Aufgabe, die Wahl einer neuen
Bundesanwältin oder eines neuen Bundesanwalts zu organisieren. Die Kommission
setzte sich einen ambitionierten Fahrplan: Bereits in der Wintersession 2020 sollte die
Wahl einer Nachfolgerin oder eines Nachfolgers durch die Vereinigte
Bundesversammlung vorgenommen werden. In der Zwischenzeit übernahmen die
beiden Stellvertreter Ruedi Montanari und Jacques Rayroud die Leitung der
Bundesanwaltschaft interimistisch. 

Schon früh wurden in der Presse zahlreiche Namen potentieller Nachfolgerinnen und
Nachfolger kolportiert. Die NZZ bezeichnete schon kurz nach der
Rücktrittsankündigung Laubers den amtierenden Staatsanwalt des Kantons Zürich,
Peter Pellegrini, als Kronfavoriten. Die Aargauer Zeitung nannte die Namen der
Staatsanwälte des Kantons Basel-Stadt – Alberto Fabbri – und des Kantons Bern –

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 02.10.2020
MARC BÜHLMANN
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Michel-André Fels. Rasch wurden aber auch Forderungen laut, eine Frau und jemanden
aus der Romandie zu berücksichtigen, zumal es bisher mit Carla del Ponte erst eine
Bundesanwältin gegeben habe (von 1994 bis 1998) und auch die Romandie bisher eher
untervertreten gewesen sei. Beide Forderungen erfüllte Maria-Antonella Bino. Die aus
Genf stammende und bis 2013 als stellvertretende Bundesanwältin amtende Bino
erhielt rasch mediale Aufmerksamkeit und Unterstützung von GK-Mitglied Christian
Lüscher (fdp, GE). Aber auch Gaëlle van Hove, Richterin am Genfer Strafgericht, wurde
als mögliche Westschweizer Frauenkandidatur gehandelt. Kathrin Bertschy (glp, BE),
ebenfalls Mitglied der GK, forderte im Tages-Anzeiger mindestens gleich viele
Kandidatinnen wie Kandidaten. Sie nannte verschiedene mögliche Kandidatinnen,
allesamt aktuelle Staatsanwältinnen: Gabriela Mutti, Franziska Müller, Barbara
Loppacher oder Sara Schödler hätten sich einen Namen gemacht, zitierte der Tages-
Anzeiger die Berner GLP-Nationalrätin. Die Aargauer Zeitung konzentrierte sich
hingegen auf die Mindervertretung der Romandie und präsentierte neben Bino und van
Hove gleich sechs weitere Namen aus der Westschweiz: Olivier Jornot, Yves Bertossa,
Stéphane Grodecki, Eric Cottier, Fabien Gasser und Juliette Noto. 
Im Rahmen der medialen Diskussionen um das Kandidatinnen- und Kandidatenkarussell
wurden auch mögliche Reformen der Bundesanwaltschaft diskutiert. Die SP reichte
eine parlamentarische Initiative ein, mit der die eidgenössische Strafverfolgung
effizienter organisiert werden soll. In Diskussion war auch ein Postulat von Daniel
Jositsch (sp, ZH), das eine Analyse der Strukturen forderte, sowie eine Untersuchung
der GPK zum Verhältnis zwischen der Bundesanwaltschaft und deren Aufsichtsbehörde
(AB-BA). 9

Die Vereinigte Bundesversammlung hatte für die Amtsperiode 2022-2023 das
Präsidium und Vizepräsidium des Bundesstrafgerichts neu zu besetzen. Gemäss
Strafbehördenorganisationsgesetz hat das Bundesstrafgericht dem Parlament einen
Wahlvorschlag zu unterbreiten. Es schlug Alberto Fabbri (mitte) als Präsidenten und
Joséphine Contu Albrizio (fdp) als Vizepräsidentin vor. Die GK merkte in ihrem Bericht
an, dass sie den Vorschlag unterstütze, auch wenn sie bedauere, dass beide Personen
deutscher Muttersprache seien und die lateinische Schweiz nicht an der Spitze des
BStGer vertreten sei. Bei Alberto Fabbri merkte sie zudem an, dass er zwar erst seit
2021 Bundesstrafrichter sei, aber dank der Leitung der Staatsanwaltschaft des Kantons
Basel-Stadt über langjährige Führungserfahrung verfüge. 
In den Medien wurde die Hoffnung geäussert, dass mit dem Wechsel an der Spitze des
BStGer wieder Ruhe am «Krisengericht» einkehren möge, so etwa der Tages-Anzeiger.
Fabbri stehe für einen «Neuanfang», urteilte auch die NZZ. Das Bundesstrafgericht war
aufgrund von in den Medien angestellten Vermutungen über Mobbing und Sexismus in
die Schlagzeilen geraten. 
In der Wintersession folgte das Parlament den Empfehlungen und wählte Fabbri mit
209 von 235 eingelangten Stimmen. 26 Wahlzettel waren leer geblieben. Da Fabbri
schon bei seiner Wahl ins Bundesstrafgericht von der SVP als «nicht wählbar»
bezeichnet worden war, liegt die Vermutung nahe, dass die Leerstimmen in erster Linie
von Vertretenden der SVP-Fraktion stammten. Mit 226 von 235 eingelangten Stimmen
wurde Contu Albrizio zur Vizepräsidentin gekürt. Bei ihr bleiben 9 Wahlzettel leer. 10

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 15.12.2021
MARC BÜHLMANN

1) Presse vom 4.12.04. Zur Geschäftslast des Bundesstrafgerichts siehe auch NZZ, 20.8.04. Vgl. auch die Replik von
Roschacher auf die Kritik in Presse vom 9.12.04; AB NR, 2004, S. 1741. Zum Grundsatzentscheid siehe Heinrich Koller
(Direktor des BA für Justiz), „Unabhängigkeit der Justiz ist nicht gefährdet“, in NZZ, 20.12.04 sowie TA, 21.12.04. Zur
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von BR und EJPD siehe auch Ulrich Zimmerli, „Direkter Zugang zum Parlament: Bundesrat Blocher ist nicht der Vormund des
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5) Dringlichkeitserklärung: AB NR, 2007, S. 1385 ff. Debatte: AB NR, 2007, S. 1594 ff.; Presse vom 4.10.07. Zur Position der
CVP siehe Bund, 4.10.07.
6) TA, 26.11.07; Presse vom 30.11.07.
7) Medienmitteilung AB-BA vom 10.5.19; TA, 17.4.19; SGT, 20.4., 26.4.19; Blick, 10.5.19; BaZ, Blick, LT, Lib, NZZ, SGT, 11.5.19; So-
Bli, 12.5.19; AZ, 13.5.19; WW, 16.5., 23.5.19; NZZ, 1.6.19
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